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Einführung

Der Agrarwirtschaft, welche die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie
Garten- und Weinbau umfasst, kommt in Deutschland seit jeher ein hoher
Stellenwert zu. Nicht nur, dass sie mit der Herstellung von Nahrungsmit-
teln eine gesellschaftlich wichtige Aufgabe erfüllt. Darüber hinaus kommt
ihr bei der Erzeugung regenerativer Energien durch die Unterstützung des
Auf- und Ausbaus von Windenergieanlagen, Biogasanlagen und Photovol-
taik eine tragende Rolle zu.

Bei Erfüllung dieser wichtigen Tätigkeiten für die Gesellschaft ist die
Agrarwirtschaft auf die Gewinnung und den Erhalt von land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzflächen zwingend angewiesen. Da diese zwangsläufig
limitiert sind, steht die Agrarwirtschaft vor einer besonderen Knappheitssi-
tuation. Hinzu kommt, dass die land- und forstwirtschaftliche Nutzung in
der Regel nur eine mögliche Nutzungsform des Bodens bildet. Eine Inan-
spruchnahme der Flächen ist nämlich auch als Siedlungsgebiet, für Infra-
strukturprojekte oder zur Durchführung von Naturschutzmaßnahmen
denkbar. Dementsprechend ist in Deutschland aktuell ein Rückgang der
landwirtschaftlich genutzten Flächen zu beobachten. Betrug im Jahr 1992
die landwirtschaftlich genutzte Fläche in Deutschland noch 195.112 km2,
belief sie sich im Jahr 2014 nur noch auf 184.607 km2.1

Gegenstand der Untersuchung

Die Grundlage der vorliegenden Arbeit bildet der rechtliche Ordnungsrah-
men zum landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr. Der landwirtschaftli-
che Grundstücksverkehr bezeichnet die rechtsgeschäftliche Übertragung
land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke oder Betriebe, welcher gegen-
über dem allgemeinen Grundstücksverkehr einige Besonderheiten auf-
weist:2 Grundsätzlich unterliegt die rechtsgeschäftliche Übertragung von
Immobilien in Deutschland keiner staatlichen Kontrolle. Die Parteien
müssen sich lediglich innerhalb der allgemeinen zivilrechtlichen Grenzen

§ 1

A.

1 Statistisches Bundesamt, Fachserie 3, Reihe 5.1, 2014, S. 10.
2 Ehrenforth, RSG und GrdstVG, S. 79.
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(z. B. keine sittenwidrigen Klauseln, § 138 BGB) über den Vertragsinhalt ei-
nigen und diesen notariell beurkunden lassen (§ 311b BGB).

Demgegenüber steht der landwirtschaftliche Grundstücksverkehr seit
Ende des ersten Weltkrieges, beginnend mit der Bundesratbekanntma-
chung vom 15. März 1918 unter staatlicher Aufsicht.3 Der geltende Rechts-
rahmen setzt sich zusammen aus dem Agrarstrukturverbesserungsgesetz
Baden-Württemberg (ASVG)4 und den seit der Föderalismusreform I im
Jahr 2006 gem. Art. 125 GG fortgeltenden bundesrechtlichen Regelungen,
namentlich dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG)5, dem Landpacht-
verkehrsgesetz (LPachtVG)6 und dem Reichssiedlungsgesetz (RSG)7.8 Für
die Besitzüberlassung (Pacht) besteht gem. §§ 2 ff. LPachtVG, §§ 11 ff. AS-
VG eine Anzeigepflicht des Verpächters, verbunden mit einem Beanstan-
dungsrecht der zuständigen Behörde. Ferner unterliegt die rechtsgeschäftli-
che Veräußerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke und Betriebe
(Asset Deal) einer Genehmigungspflicht nach §§ 2 ff. GrdstVG, verknüpft
mit einem gesetzlichen Vorkaufsrecht des zuständigen Siedlungsunterneh-
mens gem. § 12 GrdstVG i.V.m. §§ 4 ff. RSG; §§ 3 ff. ASVG. In den Rege-
lungsrahmen nicht eingeschlossen ist der Erwerb von Anteilen an land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben (sog. Share Deal).9

Das Ziel der Kontrolle des land- und forstwirtschaftlichen Grundstücks-
verkehrs besteht darin, wie der volle Titel des Grundstückverkehrsgesetzes
bereits besagt, die Agrarstruktur zu verbessern und lebensfähige land- und
forstwirtschaftliche Betriebe zu sichern. Ein Rechtsgeschäft löst einen Ver-
sagens- oder Beanstandungsgrund daher grundsätzlich nur dann aus, wenn
es im Widerspruch zur Zielsetzung des Gesetzes steht. Dies ist regelmäßig

3 Bohte, Landeskultur, S. 190; RGBl. I, S. 123.
4 Gesetz über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur in Baden-Württem-

berg (Agrarstrukturverbesserungsgesetz - ASVG) vom 10.11.2009 (GBl. 2009, 645),
zul. geänd. durch Art. 9 des G v. 29.07.2014 (GBl. S. 378, 380).

5 Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG) vom 28.07.1961 (BGBL III, 7810-1), zul. ge-
änd. durch Art. 108 des G v. 17.12.2008 (BGBl. I S. 2586).

6 Gesetz über die Anzeige und Beanstandung von Landpachtverträgen (Landpacht-
verkehrsgesetz-LPachtVG) vom 08.11.1985 (BGBl. I S. 2075), zul. geänd. durch
Art. 15 des G v. 13.04.2006 (BGBl. I S. 855).

7 Reichssiedlungsgesetz (RSG) vom 11.08.1919 (BGBl. III, S. 2331), zul. geänd. durch
Art. 8 Abs. 2 des G v. 29.07.2009.

8 Bis zur Föderalismusreform gehörte dieser Gegenstandsbereich gem. Art. 74 Abs. 1
Nr. 18 GG a. F. zur konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes.

9 Martinez, in: Düsing/Martinez, Agrarrecht, § 7 GrdstVG, § 2 Rn. 8 f.; Schmidt-De Ca-
luwe, Weiterentwicklung des Grundstückverkehrsrechts, in: Landwirtschaftlicher
Bodenmarkt, V S. 78.

§ 1 Einführung
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der Fall, wenn der Vertragspartner kein Land- oder Forstwirt im Sinne der
genannten Vorschriften ist, rechtlich oder wirtschaftlich miteinander ver-
bundene Grundstücke getrennt werden oder der vereinbarte Preis bislang
den sog. innerlandwirtschaftlichen Verkehrswert um 50 % bzw. 20 % über-
schreitet.10 Die 20 %-Grenze gilt gem. § 7 Abs. 2 ASVG i.V.m. der Anlage zu
§ 2 Abs. 1 ASVG nur für bestimmte Gebiete in Baden-Württemberg. Jedoch
gab der BGH am 29.04.2016 den innerlandwirtschaftlichen Verkehrswertbe-
griff für das GrdstVG auf, da diese Auslegung einen Verstoß gegen das uni-
onsrechtliche Beihilfeverbot bewirkt.11 Dieser Wertung schloss sich das AG
Hechingen am 02.11.2016 für das ASVG an.12 Seitdem ist ein Preismissver-
hältnis zum Marktwert festzustellen.13

Auf diese Weisen wird Land- und Forstwirten ein privilegierter Zugriff
auf land- und forstwirtschaftliche Grundstücke eingeräumt. Damit zählt
der bodenpolitische Ordnungsrahmen zu den Regulierungsgesetzen
i.w.S.14 Hierunter wird die Gesamtheit der Handlungs- und Tätigkeitsver-
bote gegenüber privaten Wirtschaftsteilnehmern zur Steuerung ihres Ver-
haltens verstanden. Zweck von Regulierungsgesetzen ist die Förderung des
Wettbewerbs und die Verfolgung darüber hinausgehender sozialpolitischer
Ziele. Ob es einer solchen ordnungsrechtlichen Absicherung des landwirt-
schaftlichen Grundstückverkehrs bedürfe, blieb nicht unumstritten.15 Die-
se Frage ist jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit. Diese befasst
sich vielmehr damit, die rechtlichen Grenzen der Steuerung des landwirt-
schaftlichen Grundstücksverkehrs auszuloten.

Anlass und Ziel der Untersuchung

Aktuell ist ein starker Anstieg der Kaufwerte am Bodenmarkt zu beobach-
ten. Betrug etwa der durchschnittliche Kaufwert für Agrarland in Nieder-

B.

10 In dieser Arbeit wird einheitlich die männliche Form verwendet; stets sind je-
doch männliche und weibliche Personen gemeint.

11 BGH, AUR 2016, S. 261 (262).
12 AG Hechingen, Beschl. v. 02.11.2016, Az.: 6 XV 2/16, Rn. 7.
13 S dazu insgesamt ausf. § 5 C.
14 Ebenso für das GrdstVG auch Martinez, der dem GrdstVG »eine marktstabilisie-

rende und damit ordnungsrechtliche Funktion« zuweist Martinez, in: Düsing/
Martinez, Agrarrecht, § 7 GrdstVG, Einl. Rn. 4.

15 Abl. etwa Wilmowsky, Die Freiheit des Kapital- und Zahlungsverkehrs, in: Ehlers,
Europ. GR und GF, § 12 IV 6 Rn. 40; dafür Dienstbach, Großflächige Landbewirt-
schaftung, S. 246; Schramm, WF 2009, S. 1 ff.; Schramm, BzAR 2008, S. 2 ff.
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sachsen im Jahr 1995 noch 13.224 €, so fiel er im Jahr 2013 mit durch-
schnittlich 25.181€ deutlich höher aus.16 Zugleich wirkt sich die Zunahme
der Konzentrationsprozesse in der Landwirtschaft dergestalt auf den Bo-
denmarkt aus, dass regional Oligopol- bzw. Monopolstellungen einzelner
Betriebe begründet werden, was schädlich für die Wettbewerbsstruktur ist.
Zusätzlich ist ein Anstieg der Nachfrage außerlandwirtschaftlicher Investo-
ren nach land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken aufgetreten. Paral-
lel hierzu sind Maßnahmen zur Regulierung des land- und forstwirtschaft-
lichen Grundstückverkehrs zunehmend ins Blickfeld des europäischen Ge-
richtshofes gerückt, wobei es dort um die Vereinbarkeit eines solchen
Rechtsrahmens mit der Kapital- und Niederlassungsfreiheit sowie mit dem
Beihilferecht ging.17

Ausgehend hiervon ist es ein Ziel der vorliegenden Arbeit, die Verein-
barkeit der bestehenden Regelungen mit dem Unionsrecht zu untersuchen
und zugleich Maßgaben für eine etwaige Neugestaltung des Grundstück-
verkehrsrechts herauszuarbeiten. Dabei wird die Rechtsprechung des
EuGH systematisch aufbereitet und mit dem deutschen Rechtsrahmen in
Beziehung gesetzt. Ein Schwerpunkt wird dabei auf das EuGH-Urteil vom
16.07.2015 gelegt, welches schließlich zu einer Aufgabe des innerlandwirt-
schaftlichen Verkehrswertbegriffs geführt hat.18 Im Hinblick auf die geltenden
bundesrechtlichen Regelungen gibt es bereits eine Vielzahl an Arbeiten,
die der der Frage nach dessen Verfassungsmäßigkeit nachgehen.19

Auch besteht diesbezüglich seit 1967 eine gefestigte Rechtsprechungsli-
nie des Bundesverfassungsgerichts.20 Daher wird in dieser Arbeit erst bei
Beantwortung der zweiten Untersuchungsfrage auf die verfassungsrechtli-
che Dimension eingegangen.

Diese zielt darauf ab, inwiefern und aus welchen Gründen eine Vertie-
fung der Steuerung des land- und forstwirtschaftlichen Grundstücksver-

16 Statistisches Bundesamt, dargestellt nach Bodenmarkt 6 (2014/2015), S. 44; Statis-
tisches Bundesamt, Fachserie 3, Reihe 2.4, 2013, S. 7.

17 EuGH, EuZW 2015, S. 749 (751) – BVVG; EuGH, Urt. v. 25.01.2007,
Rs. C-370/05, Slg. 2007, I-1129 – Festersen; EuGH, Urt. v. 23.09.2003,
Rs. C-452/01, Slg. 2003, I-9743 – Ospelt.

18 EuGH, EuZW 2015, S. 749 (751) – BVVG; BGH, AUR 2016, S. 261; AG Hechin-
gen, Beschl. v. 02.11.2016, Az.: 6 XV 2/16, Rn. 7.

19 Kahle, Das gesetzliche Vorkaufsrecht; Kramer, Die Verfassungsmäßigkeit des
GrdstVG; aktuell Schmidt-De Caluwe, Weiterentwicklung des Grundstückver-
kehrsrechts, in: Landwirtschaftlicher Bodenmarkt, V.

20 Nr. 1: BVerfGE 21, S. 73 (80 f.); Nr. 2: BVerfGE 26, S. 215 (222 ff.); Nr. 3: BVerfGE
21, S. 87 (90 ff.).
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kehrs zulässig ist. Dabei wird ein Fokus auf die Entschleunigung des agrar-
strukturellen Wandels gelegt. Hier geht es zum einen um die Frage, auf
welche Weise land- und forstwirtschaftliche Familienbetriebe durch das
Grundstückverkehrsrecht gestärkt werden können, und zum anderen um
die Frage, wie sich Oligopol- und Monopolstellungen am Bodenmarkt ver-
hindern lassen. Hierbei konzentriert sich die Arbeit auf die Veräußerung
und den Erwerb von Grundstücken, sodass die Regelungen des LPachtVG
nur dann aufgegriffen werden, soweit dieses zur Beantwortung der Unter-
suchungsfragen dienlich ist. Inwiefern eine Regulierung des Anteilser-
werbs an Landwirtschaftsgesellschaften zulässig ist, bleibt angesichts der
damit auftretenden, erheblich anders gelagerten Problemfelder weiteren
Untersuchungen vorbehalten.

Verbindliche völkerrechtliche Steuerungsvorgaben für den land- und
forstwirtschaftlichen Grundstücksverkehr bestehen nicht. Die Vereinten
Nationen verständigten sich jedoch mehrfach auf unverbindliche Ziele, u.
a. in der »Vancouver Declaration On Human Settlements« vom
11.06.197621, den »Voluntary Guidelines on the Responsible Governance of
Tenure of Land, Fisheries and Forests in the Context of National Food Se-
curity«22 vom 11.05.2012 sowie im Jahr 2015, als sie das »International Year
of Soil«23 ausriefen. Ihnen ist gemein, dass sie die besondere Bedeutung
des Bodens für das Wohl der Allgemeinheit hervorheben und die Ausge-
staltung eines Rechtsrahmens für den Verkehr mit Grundstücken sowie
transparentes Handeln der privaten und staatlichen Akteure auf diesem
Markt fordern.24

Gang der Untersuchung

Die Beantwortung der Untersuchungsfragen erfolgt in sieben Schritten.
Im zweiten Teil widmet sich die Arbeit der Entwicklung der landwirt-
schaftlichen Betriebe und der Lage am Bodenmarkt. In diesem Abschnitt
gibt die Arbeit auch einen Überblick über die Einflussfaktoren auf die
Kaufwerte, der ausgehend von der Grundrententheorie nach Ricardo und

C.

21 In dieser Erklärung stehen Landnutzungskonflikte zwischen agrarischer Nutzung
und siedlungsmäßiger Verwendung im Mittelpunkt.

22 Die Folgen von Land Grabbing für Ernährungssouveränität und die örtliche Be-
völkerung stehen in dieser Erklärung im Fokus.

23 Ziel des internationalen Jahres ist es, die besondere Bedeutung von Böden für die
Urproduktion, die Ökosysteme und die übrige Wirtschaft hervorzuheben.

24 BLAG »Bodenmarktpolitik«, Landwirtschaftliche Bodenmarktpolitik, 2015, S. 37.
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Smith erfolgt und sich darüber hinausgehend auf aktuelle empirische Un-
tersuchungen stützt, um die heute zentralen Problemfelder am Boden-
markt aufzuzeigen. Im dritten Teil der Arbeit wird der Rechtsrahmen für
den landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr eingehend betrachtet. Denn
seit der Einführung der Maßnahmen hat die Sekundärliteratur zuneh-
mend den Anspruch, sich der Rechtspraxis zuzuwenden, sodass es einer
vertieften Auseinandersetzung mit der gesetzlichen Systematik bedarf.25

Darauf aufbauend werden im vierten Teil die Maßgaben der Grundfreihei-
ten für einer Regulierung des landwirtschaftlichen Grundstücksverkehrs
im Lichte des geltenden Rechtsrahmens herausgearbeitet. Im fünften Teil
werden dieser Konzeption folgend die Determinanten des Beihilfeverbots
im Unionsrecht für die Steuerung des land- und forstwirtschaftlichen
Grundstücksverkehrs untersucht. Im sechsten Abschnitt richtet sich der
Fokus auf die Zukunft und geht der Frage nach, wie eine Reform des
Grundstückverkehrsrechts unter Einbeziehung unions- und verfassungs-
rechtlicher Vorgaben aussehen kann. Die Arbeit mündet im siebten Teil in
eine thesenartige Zusammenfassung der grundlegenden Untersuchungser-
gebnisse.

25 S. nur Netz, GrdstVG; Schramm/Hahn, GrdstVG; Booth, in: MüKo-Agrarrecht, § 8;
Treutlein/Crusius, GrdstVG; als Ausnahme hiervon Then, Das Recht des Verkehrs
mit land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken unter Lebenden nach dem
Grundstücksverkehrsgesetz.
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Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe und des
Bodenmarkts mit seinen Einflussfaktoren

In diesem Abschnitt sollen in einem ersten Schritt die Entwicklungen
landwirtschaftlicher Betriebe und des landwirtschaftlichen Bodenmarkts,
welche Anlass für die aktuelle Diskussion über die Reform des Grund-
stückverkehrsrechts gegeben haben, dargestellt werden (A). Angesichts des
Ziels des Grundstückverkehrsrechts, die Agrarstruktur zu verbessern, darf
dabei eine Betrachtung der Entwicklung der Agrarstruktur im Allgemei-
nen nicht ausgespart werden. Kursorisch sollen im zweiten Schritt Ursa-
chen für die Entwicklungen am Bodenmarkt aufgezeigt werden (B). Dafür
muss als Grundlage zur Bestimmung preiserheblicher Determinanten des
Bodenmarkts zunächst dargelegt werden, worin der Wert des landwirt-
schaftlichen Bodens liegt. Im Anschluss werden Ursachen, die eine
Schwankung der Kaufwerte bewirken, dargelegt, wie etwa Subventionen
zum Ausbau der Bioenergie. Nach Benennung einzelner Einflussfaktoren
wird darauf aufbauend die Reformbedürftigkeit des Grundstückverkehrs-
rechts diskutiert (C).

Unter dem Begriff landwirtschaftlicher Bodenmarkt wird im Folgenden
derjenige Ausschnitt des Bodenmarkts verstanden, auf dem landwirtschaft-
liche Grundstücke nachgefragt und angeboten werden, die nach dem Ei-
gentumswechsel weiterhin zur landwirtschaftlichen Nutzung bestimmt
sind. Die Bestimmung zur weiteren landwirtschaftlichen Nutzung wird je-
doch nicht bereits durch eine anderweitige private Zweckbestimmung et-
wa als Spielwiese oder Naturschutzfläche aufgehoben. Dies muss vielmehr
qualifiziert geschehen, etwa indem das Grundstück künftig durch einen
Bebauungsplan zur Wohnbebauung ausgewiesen wird.

Entwicklungen am landwirtschaftlichen Bodenmarkt und der (Arbeitskräfte
in) landwirtschaftlichen Betriebe(n)

Am landwirtschaftlichen Bodenmarkt lassen sich die derzeitigen Entwick-
lungen anhand der Kaufwerte für landwirtschaftliche Grundstücke, der
Bodenmobilität sowie der Tätigkeit der Siedlungsunternehmen (SU) in Be-
zug auf die Prüfung und der Ausübung des siedlungsrechtlichen Vorkaufs-
rechts wiedergeben.
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